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Vorwort zur 2. Auflage 

Die Rentenüberleitung, insbesondere die Überführung der Versorgungssyste-
me, hat sich als eines der schwierigsten Kapitel der Wiedervereinigung erwiesen. 
Viele rigide Regelungen sind politisch und verfassungsrechtlich nach wie vor 
umstritten, zumal Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts noch ausste-
hen und der nachbessernde Gesetzgeber der Rechtsprechung des Bundessoziai-
gerichts nur aufhalbem Wege gefolgt ist. So wundert es nicht, daß die vorliegen-
de Untersuchung wenige Wochen nach ihrem Erscheinen vergriffen war. Die 
Neuauflage berücksichtigt im Rahmen des Möglichen die Entwicklung in Recht-
sprechung und Schrifttum. 

Speyer, im Mai 1994 Detlef Merten 

Vorwort zur 1. Auflage 

Die Vergangenheit der zweiten deutschen Diktatur, die im Unterschied zur 
ersten keine Rassen-, sondern Klassenvorherrschaft erstrebte, darf nur in den 
Grenzen und mit den Mitteln des freiheitlichen Rechtsstaats bewältigt werden. 
Verbieten sich deshalb "kurze Prozesse" und Kollektivstrafen, so ist doch Sühne 
für kriminelles Unrecht nicht ausgeschlossen, wenn und soweit man Verfas-
sungsfehltritte vermeidet. 

Falls jedoch die Strafverfolgung aus wohlerwogenen rechtsstaatliehen Grün-
den innehalten muß, kann das Sozialversicherungsrecht nicht an seine Stelle 
treten. Wegen seiner Wertneutralität und moralischen Indifferenz ist es von 
vomherein als pönales Ersatzinstrument untauglich und als solches auch nur in 
dunklen Stunden deutscher Geschichte benutzt worden. Bei der Überleitung von 
Versorgungsansprüchen und -anwartschaften hat sich der Gesetzgeber allerdings 
von Kollektivsanktionen nicht freigehalten. Obwohl dem Rentenüberleitungs-
gesetz auf Grund der Anhörung von Sachverständigen die schlimmsten Drachen-
zähne gezogen werden konnten, kann es trotz zweimaliger Novellierung ver-
fassungsrechtlich noch nicht als unbelastet eingestuft werden. Pauschale Dis-
kriminierungen und ungerechtfertigte Prangerwirkungen aufzudecken, ist das 
Anliegen nachfolgender Untersuchung, die aus einem Gutachten hervorgegan-
gen ist. 

Detlef Merten 
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Erster Teil 

Die Überleitung westdeutschen Rentenversicherungsrechts 
auf die neuen Bundesländer 

A. Ziel des Gesetzes 

Das Gesetz zur Herstellung der Rechtseinheit in der gesetzlichen Renten- und 
Unfallversicherung (Renten-Überleitungsgesetz - RÜG)1 soll, wie auch sein 
Langtitel deutlich macht, ein einheitliches Renten- und Unfallversicherungrecht 
für ganz Deutschland schaffen. Dabei wird grundsätzlich das in der Bundesre-
publik geltende, teilweise vor der Wiedervereinigung gerade kodifizierte2 Recht 
der gesetzlichen Renten- und Unfallversicherung auf das Beitrittsgebiet3 er-
streckt. Harmonisierungsprobleme sowie Zeitnot und Hektik des Gesetzgebers 
sind äußerlich daran erkennbar, daß das Renten-Überleitungsgesetz bereits vor 
seinem Inkrafttreten4 durch ein Änderungsgesetz5 und knapp achtzehn Monate 
danach durch ein Ergänzungsgesetz6 in mehreren Vorschriften novelliert wer-
den mußte, wobei letzteres auch die "Klarstellung von Regelungsinhalten" be-
zweckte7. 

Rentenüberleitung und Rentenvereinheitlichung sind Folge früherer Verein-
barungen im Zuge des Beitritts der ehemaligen DDR zur Bundesrepublik 
Deutschland. Bereits im Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, Wirt-

1 Vom 25. 7. 1991 (BGBI. I S. 1606). 
2 Das Gesetz zur Reform der gesetzlichen Rentenversicherung (Rentenreformgesetz 

1992-RRG 1992) vom 18. 12. 1989 (BGBI. I S. 2261), das am 1. 1. 1992 in Kraft trat, faßte 
das bis dahin in verschiedenen Gesetzen (RVO, AVG, RKG, HwVG) geregelte Recht 
materiell-rechtlich im SGB VI zusammen. 

3 Vgl. Art. 3 EV. 
4 Gemäß seinem Art. 42 Abs. I trat das Gesetz am I. I . 1992 in Kraft. Abweichend 

hiervon traten gemäß Art. 42 Abs. 2 bis I 0 einige Bestimmungen früher in Kraft. Art. 1 
Nr. 33 lit. b des Gesetzes trat erst am 1. 1. 1993 in Kraft (Art. 42 Abs. 11 ). 

5 Gesetz zur Änderung des Renten-Überleitungsgesetzes (RÜG-ÄndG) vom 
18.12. 1991 (BGBI. I S. 2207). 

6 Gesetz zur Ergänzung der Rentenüberleitung (Rentenüberleitungs-Ergänzungsgesetz 
- Rü-ErgG) vom 24. 6. 1993 (BGBI. I S. 1038). Der feine Unterschied zwischen "Ände-
rung" und ,,Ergänzung" ist legistisch nicht erklärlich, da das Änderungsgesetz auch ergänzt 
und das Ergänzungsgesetz ändert. 

7 So die Begründung zum Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung der Rentenüberleitung 
vom 27. 4. 1993 (BT-Drucks. 12/4810, S. 2 sub B III). 
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schafts- und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik8 (Staatsvertrag) waren die Vertragspartei-
en in Art. 20 Abs. 1 und 23 Abs. 1 übereingekommen, daß die DDR alle erfor-
derlichen Maßnahmen einleitet, um ihr Renten- und Unfallversicherungsrecht an 
das der Bundesrepublik Deutschland anzugleichen. Der Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik über 
die Herstellung der Einheit Deutschlands (Einigungsvertrag9) sieht in seinem 
Art. 30 Abs. 5 vor, daß die "Einzelheiten der Überleitung des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch (Rentenversicherung) und der Vorschriften des Dritten Buches 
der Reichsversicherungsordnung (Unfallversicherung)" in einem Bundesgesetz 
geregelt werden. 

Die Rentenüberleitung erwies sich als schwierig, weil die Rentenversiche-
rungssysteme in beiden Teilen Deutschlands unterschiedlich und daher nicht 
ohne weiteres kompatibel waren. 

B. Die Altersversorgung in der ehemaligen DDR 

I. Pflicht· und Zusatzversicherung 

1. Sozialpflichtversicherung 

In der ehemaligen DDR bestand eine umfassende Sozialpflichtversicherung 
mit Versicherungsschutz vor den Risiken des Alters, der Invalidität und des 
Todes. Pflichtversichert waren einerseits die "Werktätigen" in der Sozialversi-
cherung der Arbeiter und Angestellten beim FDGB 10, andererseits Selbständige 
und Genossenschaftsmitglieder in der Staatlichen Versicherung der DDR 11 • Die 
Beitragsbemessungsgrenze lag bei 600,- M im Monat. Altersrenten aus der 
Pflichtversicherung wurden nach Erreichen der Altersgrenze und einer minde-
stens fünfzehnjährigen versicherungspflichtigen Tätigkeit gezahlt. Sie betrugen 

8 Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik vom 
18. Mai 1990 (BGBI. II S. 537)- auch abgedr. in: Stem/Schmidt-Bleibtreu, Staatsvertrag, 
1990, S. 79ff. - ; siehe auch Gesetz zu dem Vertrag vom 18.5.1990 über die Schaffung 
einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik vom 25.6. 1990 (BGBI. II S. 518)- abgedr. 
bei Stern/Schmidt-Bleibtreu, Staatsvertrag, S. 239. Der Vertrag tratam 30. 6. 1990 in Kraft; 
vgl. die Bekanntmachung vom 17.7.1990 (BGBI. II S. 700). 

9 Vom 31. 8. 1990 (BGBI. II S. 889), auch abgedr. in: Stern/Schmidt-Bleibtreu, Eini-
gungsvertrag und Wahlvertrag, 1990, S. 91 ff. 

10 V gl. Verordnung zur Sozialpflichtversicherung der Arbeiter und Angestellten {SVO) 
vom 17. 11. 1977 (GBI. I S. 373). 

11 Verordnung über die Sozialversicherung bei der Staatlichen Versicherung der Deut-
schen Demokratischen Republik vom 9.12. 1977 (GBI. I 1978 S. 1). 
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als Mindestrente je nach Zahl der Arbeitsjahre zuletzt 330,- bis 470,- M und 
konnten höchstens 510,- M erreichen. 

2. Freiwillige Zusatzrentenversicherung 

Die Grundsicherung durch die Sozialpflichtversicherung wurde durch eine 
Freiwillige Zusatzrentenversicherung (FZR) für Bezieher eines Einkommens 
oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze ergänzt. Von der Möglichkeit einer 
Zusatzversicherung machten etwa 85 v.H. aller Berechtigten Gebrauch, so daß 
1989 mehr als ein Drittel aller Altersrentner sowie die Hälfte aller Invalidenrent-
ner eine Zusatzrente bezogen, die durchschnittlich jedoch nur knapp 100,- M 12 

ausmachte. 

II. Zusatz- und Sonderversorgung 

Neben der Pflichtversicherung und der Freiwilligen Zusatzrentenversicherung 
bestanden Zusatz- und Sonderversorgungssysteme für bestimmte Gruppen. 

1. Zusatzversorgungssysteme 

Die im einzelnen unübersichtlichen Zusatzversorgungssysteme betrafen nicht 
nur Mitglieder des Staatsapparates sowie gesellschaftlicher Organisationen und 
des FDGB, sondern auch die sog. wissenschaftliche und technische Intelligenz, 
Ärzte, Künstler und Mitglieder des Schriftstellerverbandes bis zu Ballettmitglie-
dern. Das Renten-Überleitungsgesetz führt 27 verschiedene Zusatzversorgungs-
systeme auf13• 

Sinn der Zusatzversorgung war es, den Berechtigten einen prozentualen Teil 
ihres letzten Erwerbseinkommens (in der Regel 90 v.H. des Nettolohns) unter 
Anrechnung der Rente aus der Sozialpflichtversicherung zu sichern. Die Einbe-
ziehung war für manche Berufsgruppen (z.B. Hochschullehrer, Pädagogen, 
Mediziner in bestimmten Funktionen) obligatorisch, konnte aber auch im Ein-
zelfall durch Ministerentscheidung erfolgen. 

Erst ab 1971 wurde eine Beitragspflicht für die Zusatzversorgung eingeführt. 
Auch danach hatten jedoch Versorgungsberechtigte in den Zusatzversorgungs-

12 V gl. im einzelnen Schulin, Sozialrecht, 5. Auf!., 1993, RN 963 ff.; Andreas Polster, 
Grundzüge des Rentenversicherungssystems der Deutschen Demokratischen Republik, in: 
DRV 1990, S. 154 ff.; Hans-Jörg Bonz, Die Sozialversicherung in der DDR und die "Politik 
der Wende", in: ZSR 1990, S. II ff.; Volker Meinhardt/Heinz Vortmann, Vereinheit-
lichung des Rentenrechts, in : DA 1991, S. 1254ff.; Ulrich Lohmann, in: Hans F. Zacher 
(Hg.), Alterssicherung im Rechts vergleich, 1991, S. 193 ff. 

13 Art. 3 Anl. I RÜG. 
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